
 

 

 

Umsetzung der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) in nationales Recht  

 

Sehr geehrter Herr Dr. Unger,  
 

wir wenden uns mit Blick auf den vorliegenden Referentenentwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 

2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 
2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von 

Unternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten Fassung an Sie.  

Vor dem Hintergrund des gesellschaftlichen Auftrags der Krankenhäuser zur Förderung der 
Gesundheit der Bevölkerung und der gleichzeitigen Mitverursachung des Klimawandels haben 

Krankenhäuser eine besondere Verantwortung für den Klimaschutz. Gleichzeitig sind sie vom 
Klimawandel besonders betroffen, da sie zunehmend klimabedingt erkrankte Patientinnen und 

Patienten in einem veralteten Gebäudebestand zu versorgen haben. Entsprechend begrüßen wir 

die Corporate Sustainability Reporting Directive – CSRD grundsätzlich.  

Wir nehmen die nationale Umsetzung der Richtlinie sowie die aktuell laufenden Verhandlungen 

zur Überarbeitung der CSRD und CSDDD-Richtlinien auf europäischer Ebene zum Anlass, auf 
unsere Stellungnahme zum entsprechenden Omnibus Simplification Package aufmerksam zu 

machen (Anlage 1). Gerne möchten wir im Rahmen der nationalen Umsetzung der CSRD zudem 
auf einige aus Sicht der Krankenhäuser besonders wichtige Punkte hinweisen:  

 

• Das Gesundheitswesen trägt bei einem Emissionsanteil von 4,4 %weltweit und sogar 5,2% 
in Deutschland erhebliche Verantwortung bei der nachhaltigen Transformation. 

Grundsätzlich ist es daher wichtig und richtig, dass die Unternehmen und auch 
Krankenhäuser künftig zusammen mit ihrem Jahresabschluss detailliert über ihren 

Umgang mit sozialen und ökologischen Herausforderungen berichten. Allerdings sind 
damit erhebliche wirtschaftliche, bürokratische, finanzielle und personelle Belastungen 

verknüpft. Die nationale Regulierungsumsetzung der CSRD darf keinesfalls zu zusätzlichen 
und gesteigerten Anforderungen führen, die über das EU-Recht hinausgehen.  
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• Unabhängig hiervon hat uns von den Krankenhäusern die Frage erreicht, ob auch 
Anstalten des öffentlichen Rechts, Eigenbetriebe und sonstige öffentlich-rechtliche 

Betriebe und / oder Landesbetriebe der Nachhaltigkeitsberichterstattung unterliegen. 
Hintergrund ist, dass die Eröffnung des Anwendungsbereichs der CSRD auf die Richtlinie 
2013/34/EU iVm. Non-Financial Reporting Directive (NFRD) 2014/95/EU zurückgeht und 
ausweislich Art. 1 Abs. 1a/b 2013/34/EU (iVm mit dem Anhang I und II) für die 
Berichtspflicht zunächst die Rechtsform ausschlaggebend ist. Ausweislich der Anhänge I 
und II wären danach nur Unternehmen in Privatrechtsform (für Krankenhäuser insb. 
[g]GmbH und AG) betroffen, nicht aber Stiftungen oder AÖR. Andererseits haben die 
meisten öffentlichen Eigengesellschaften nach geltenden landesrechtlichen Vorschriften 
in aller Regel im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung zu regeln, dass Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 
aufzustellen sind. Folgt hieraus die Pflicht zur Nachhaltigkeitsberichterstattung für 
öffentliche Eigengesellschaften? 

 

Ferner weisen wir auf die aktuell ungeklärte Refinanzierung des durch die CSRD entstehenden 
Erfüllungsaufwandes für die Krankenhäuser hin. Wenngleich diese nicht im Zuge des laufenden 
Gesetzgebungsverfahrens geklärt wird, ist es aus Sicht der Krankenhäuser wichtig, diese nicht 
aus dem Blick zu verlieren. Zu den oben genannten Punkten verweisen wir zudem auf unser 
Schreiben im Zuge des Stellungnahmeverfahrens zum CSRD-Umsetzungsgesetz in der 

abgelaufenen Legislaturperiode sowie auf unser Schreiben an die Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz Dr. Hubig vom 18.06.2025 (Anlage 2). Aufgrund der Betroffenheit der 

Krankenhäuser wären wir Ihnen zudem dankbar, in den weiteren Verbändebeteiligungsprozess 
aktiv eingebunden zu werden.  

Für einen Austausch im Rahmen eines persönlichen Gespräches stehen wir jederzeit gerne zur 
Verfügung. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Dr. Gerald Gaß 


